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A. Bekanntmachungen des Landkreises

136.

VERFAHREN
zur Erteilung eines Vorbescheides

nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz
Motorsportanlage “Hoope-Park” in Wulsbüttel-Hoope,

Landkreis Cuxhaven

- Niederschrift des Erörterungstermins –

Die Firma JLC-Off-Road-Park GmbH; Wulsbüttel, hat beim Landkreis
Cuxhaven einen Vorbescheid gemäß § 9 des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes für die Motorsportanlage „Hoope-Park” beantragt.

Ich informiere darüber, dass die Niederschrift des Erörterungstermins
vom 26. April 2012 fertig gestellt ist und im Internet von Jedermann kos-
tenlos herunter geladen werden kann:

www.landkreis-cuxhaven.de > Themenbereiche > Umweltinformationen
> Immissionsschutz > Voranfrage „Hoope-Park”

Cuxhaven, den 11. Mai 2012 Landkreis Cuxhaven
Der Landrat
In Vertretung
Jochimsen

Erster Kreisrat

137.

BEKANNTMACHUNG
gemäß § 3 a des Gesetzes über die

Umweltverträglichkeitsprüfung in der Fassung
der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94)

in der zurzeit gültigen Fassung 

Die Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr - Ge-
schäftsbereich Stade -, Harsefelder Straße 2, 21680 Stade, hat mit Datum
vom 10. März 2010 einen Planfeststellungsbeschluss zum Umbau der
Ortsdurchfahrt Hemmoor - Basbeck im Zuge der B 73 gemäß § 74 Abs. 7
des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) vom 23. Januar 2003
(BGBl. I S.102) in der zurzeit gültigen Fassung in Verbindung mit § 117
des Bundesfernstraßengesetz (FStrG) vom 28. Juni 2007 (BGBl. I S.
1206) in der zurzeit gültigen Fassung beantragt. Der Ausbau von km
26,970 bis km 25,420 dient einer besseren Trennung zwischen fließen-
dem und ruhendem Verkehr, insbesondere zwischen motorisiertem und
nicht motorisiertem Verkehr.

Da dieses Vorhaben in den Anwendungsbereich des UVPG fällt, wurde
eine Vorprüfung des Einzelfalls gemäß § 3 c UVPG durchgeführt.

Im Rahmen der Vorprüfung wurde festgestellt, dass für das beantragte
Vorhaben keine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträg-
lichkeitsprüfung besteht. Das Vorhaben kann nach Einschätzung der Be-
hörde aufgrund überschlägiger Prüfung unter Berücksichtigung der in der
Anlage 2 UVPG aufgeführten Kriterien keine erheblichen nachteiligen
Umweltauswirkungen haben.

Das vorstehende Ergebnis wird hiermit bekannt gemacht.

Cuxhaven, den 15. Mai 2012 Landkreis Cuxhaven
Der Landrat
In Vertretung
Jochimsen
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138.

SECHSTE SATZUNG
vom 21. Februar 2012 zur Änderung der Satzung

des Unterhaltungsverbandes Nr. 82 Geeste in Beverstedt
im Landkreis Cuxhaven, vom 21. März 1995

Aufgrund der §§ 6, 58 des Wasserverbandsgesetzes (WVG) vom 12. Feb-
ruar 1991 (BGBl. I Seite 405), geändert durch das Erste Gesetz zur Ände-
rung des Wasserverbandsgesetzes vom 15. Mai 2002 (BGBl. I Seite
1578), in Verbindung mit Anlage 5 zu § 64 Abs. 1 Satz 4 des Niedersäch-
sischen Wassergesetzes vom 19. Februar 2010 (Nds. GVBl. Seite 64), zu-
letzt geändert durch die Verordnung zur Änderung des Niedersächsischen
Wassergesetzes vom 20. Dezember 2011 (Nds. GVBl. Seite 507) und in
Verbindung mit § 11 Nr. 2 der Satzung des Unterhaltungsverbandes
Nr. 82 Geeste vom 21. März 1995 (Amtsblatt für den Landkreis Cuxha-
ven S. 429, lfd. Nr. 389) in der Fassung der Fünften Satzung vom 23.
Februar 2011 (Amtsblatt für den Landkreis Cuxhaven S. 101, lfd. Nr.
102), hat der Ausschuss des Unterhaltungsverbandes Nr. 82 Geeste in sei-
ner Sitzung am 21. Februar 2012 beschlossen:

Artikel I
Änderung der Verbandssatzung

Die Satzung des Unterhaltungsverbandes Nr. 82 Geeste vom 21. März
1995 (Amtsblatt für den Landkreis Cuxhaven S. 429, lfd. Nr. 389), wird
wie folgt geändert:

1. Die Überschrift der Satzung wird wie folgt geändert:
Das Wort „Ringstedt” wird durch das Wort „Beverstedt” ersetzt.

2. § 1 Absatz (1) Satz 2 wird wie folgt geändert:
Das Wort „Ringstedt” wird durch das Wort „Beverstedt” ersetzt.

3. § 1 Absatz (2) erhält folgende Fassung:
Der Verband ist als Unterhaltungsverband gemäß § 63 des Niedersächsi-
schen Wassergesetzes (NWG) vom 19. Februar 2010 (Nds. GVBl. S. 64)
ein Wasser- und Bodenverband im Sinne des Wasserverbandsgesetzes
(VVG) vom 12. Februar 1991 (Bundesgesetzblatt I S. 405).

4. § 2 Absätze 1. und 5. werden wie folgt geändert:
Die Zahl „98” wird durch die Zahl „61” ersetzt.

5. § 6 Klammerverweis erhält folgende Fassung:
(WVG § 33, NWG § 77)

6. § 7 Absatz (1) 1. erhält folgende Fassung:
1. Weidegrundstücke sind so zu nutzen, dass das Weidevieh die Ufer

der Gewässer nicht betreten kann. Durch die Eigentümer oder Besit-
zer sind Einfriedigungen in 0,80 m Entfernung von der oberen Bö-
schungskante entfernt anzubringen und ordnungsgemäß (viehkeh-
rend) zu unterhalten. Der Zaun soll nicht höher als 1,10 m sein. Die
Anlieger müssen für die Gewässerunterhaltung die Einzäunung erfor-
derlichenfalls auf ihre Kosten beseitigen und wiederherstellen.
Kommt der Anlieger dieser Verpflichtung nicht nach, so ist der Ver-
band berechtigt, die Einzäunung auf Kosten des Anliegers zu entfer-
nen. Zur Wiederherstellung der Einzäunung ist der Anlieger ver-
pflichtet. Für die Durchführung der Gewässerunterhaltung mit Ma-
schinen muss eine ungehinderte Durchfahrt entlang des Wasserlaufes
auf einer Breite von mindestens 5,00 m ermöglicht werden. Auf das
Gewässer zulaufende Einfriedungen müssen so beschaffen sein, dass
sie eine mindestes 5,00 m breite Durchfahrt für Räumgeräte und
Fahrzeuge zur Gewässerunterhaltung ermöglichen.

7. § 7 Absatz (1) 2. werden folgende Sätze angehängt:
Vom Vieh eingetretene Ufer sind auf Verlangen des Verbandes von den
Eigentümern bzw. den Besitzern der angrenzenden Ufergrundstücke in-
nerhalb der vom Verband gesetzten Frist wieder in Ordnung zu bringen.
Leitungen dürfen in den Verbandsgewässern nur mit Zustimmung des
Verbandes und nur in solcher Tiefe verlegt werden, dass Unterhaltungsar-
beiten nicht behindert werden.

8. § 7 Absatz (1) 3. wird folgender Satz angehängt:
Bei nicht ausreichender Kennzeichnung schließt der Verband Schadens-
ersatzansprüche aus.

9. § 7 Absatz (1) 5. erhält folgende Fassung:
5. Ufergrundstücke außerhalb des Gewässers müssen als Räumstreifen

zur Verfügung stehen. Sie dürfen in einer Breite von 5,00 m von der
oberen Böschungskante entfernt nicht bebaut werden. Anpflanzungen
mit Bäumen und Sträuchern bedürfen der Zustimmung des Verban-
des. Einjährige Anbaukulturen können in dem 5,00 m Räumstreifen
bis zu einem Abstand von 1,00 m von der oberen Böschungskante
entfernt angelegt werden. Das Mitglied hat dann jedoch keinen An-
spruch auf Schadensersatz oder Entschädigung, wenn diese Kulturen
im Räumstreifen bei ordnungsgemäßen Unterhaltungsarbeiten, insbe-
sondere durch das Überfahren mit Maschinen und das Ablagern von
Aushub (Schlamm, Mähgut) beschädigt werden. Der Verband kann
verfügen, dass bauliche Anlagen und Anpflanzungen aus dem Räum-
streifen entfernt werden, wenn durch sie die Unterhaltung beeinträch-
tigt wird.

10. § 7 Absatz (1) 7. Satz 1 wird wie folgt geändert:
Vor dem Wort „Aufnahme” wird das Wort „entschädigungslosen” einge-
fügt.

11. § 7 Absatz (1) 9. wird angehängt:
9. Grundstücksauffahrten (Durchlässe, Brücken) in Verbandsgewässern

sind von den Eigentümern bzw. Nutznießern zu unterhalten.

12. § 7 Absatz (1) 10. wird angehängt:
10. Über Verbandsanlagen wie Rohrleitungen, Kontrollschächte usw.

dürfen in einer Breite von 5,00 m zu beiden Seiten der Bauwerksach-
se keine Anpflanzungen, Flächenbefestigungen oder sonstige Bauten
angelegt werden.

13. § 25 Absatz (1) Satz 2 wird wie folgt geändert:
Der Geschäftsführer vertritt den Verband gerichtlich und außergerichtlich
für den Bereich der laufenden Verwaltung sowie für die nachfolgend auf-
geführten Geschäfte:
- Kaufverträge für Grunderwerb/Gebäude 
- Aufträge des außerordentlichen Haushaltes

14. § 26 Absatz (2) wird wie folgt geändert: 
Die Wörter „und des Verdienstausfalls” werden gestrichen.

15. § 26 Absatz (4) erhält folgende Fassung:
Bei Reisen im Auftrage des Verbandes erhalten die Mitglieder des Vor-
standes und des Ausschusses zusätzlich zu den Aufwandsentschädigun-
gen nach Abs. 2 und den pauschalierten Sitzungsgeldern nach Abs. 3 bei
Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel die tatsächlichen Fahrtkosten laut
Nachweis. Bei Benutzung eigener Kraftfahrzeuge wird eine Fahrtkosten-
entschädigung in Anlehnung des Bundesreisekostengesetzes je zurückge-
legten Kilometer zwischen Wohnort und Tagungsort und zurück gezahlt.

16. § 26 Absatz (5) erhält folgende Fassung:
Der Verbandsvorsteher und sein Stellvertreter erhalten für Dienstreisen
zur Abgeltung der Auslagen Reisekostenvergütung in Anlehnung des
Bundesreisekostengesetzes.

17. § 40 Absatz (3) wird wie folgt geändert: 
02. Juni 1982 wird durch 04. Juli 2011 ersetzt.

18. Anlage II erhält folgende Fassung:

Anlage II zu § 12 Abs. 1 und 2
Zusammensetzung und Wahl des Ausschusses

der Satzung des Unterhaltungsverbandes Nr. 82 Geeste

In 13 Wahlbezirken werden 13 Ausschussmitglieder gewählt. 
Jedes Mitglied hat seinen Vertreter.
1. Wasser- und Bodenverbände im Verbandsgebiet:

Wahlbezirk I - 1 Ausschussmitglied 
Wasser- und Bodenverband Untere Geeste, Wasserverband Sichter-
dränung Schiffdorf, Wasser- und Bodenverband Alfstedt, Wasser-
und Bodenverband Frelsdorf, Wasser- und Bodenverband Frelsdor-
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fermühlen, Wasserverband Hamm-Moor, Wasser- und Bodenver-
band Hipstedt und Wasser- und Bodenverband Appeln-Wollingst-
Osterndorf

2. Flächen außerhalb von Wasser- und Bodenverbänden der Gemarkungen:
Wahlbezirk II - 1 Ausschussmitglied 
Debstedt, Langen, Laven und Spaden 
Wahlbezirk III - 1 Ausschussmitglied 
Drangstedt und Wehden 
Wahlbezirk IV - 1 Ausschussmitglied 
Elmlohe und Marschkamp
Wahlbezirk V - 1 Ausschussmitglied 
Kührstedt 
Wahlbezirk VI - 1 Ausschussmitglied 
Ringstedt 
Wahlbezirk VII - 1 Ausschussmitglied 
Frelsdorf, Barchel, Heinschenwalde, Hipstedt, Neu Ebersdorf und
Oerel 
Wahlbezirk VIII und IX - 2 Ausschussmitglieder 
Großenhain, Hainmühlen, Köhlen, Lintig und Meckelstedt 

Wahlbezirk X - 1 Ausschussmitglied 
Appeln, Geestenseth, Heerstedt, Wehldorf und Wollingst 

Wahlbezirk XI - 1 Ausschussmitglied 
Wehdel 
Wahlbezirk XII - 1 Ausschussmitglied 
Sellstedt 

Wahlbezirk XIII - 1 Ausschussmitglied 
Bramel und Schiffdorf

Hinweis:

Die Übersichtskarte mit der Darstellung der Wahlbezirke wird vom
Kreisverband der Wasser- und Bodenverbände im Altkreis Wesermünde
aufbewahrt. 

19. Anlage III Ziffer 1., 3. Absatz wird wie folgt geändert: 
(§ 101 Absatz 3 Satz 1 NWG) wird durch (§ 64 Abs. 1 Satz 1 NWG) er-
setzt und (§ 101 Abs. 3 Satz 2 NWG) wird durch (§ 64 Abs. 1 Satz 4
NWG) ersetzt. 

20. Anlage III Ziffer 2.1 wird wie folgt geändert: 
„Anlage 6 zu § 101 Absatz 3 Satz 4” wird durch „Anlage 5 zu § 64 Ab-
satz 1 Satz 4” ersetzt. 

21. Anlage III Ziffer 2.1, 1. a) erhält folgende Fassung: 
Für eine versiegelte Fläche, die im Liegenschaftskataster mit einer der
folgenden Bezeichnungen und der entsprechenden Kennung sowie der
Attributart „Funktion”, „ohne Funktion”, „Vegetationsmerkmal” oder
„Art der Festlegung” eingetragen ist, wird nach Maßgabe der in Spalte 2
enthaltenen Begriffsbestimmung nach folgender Tabelle ein zusätzlicher
Beitrag mit dem angegebenen Mehrfachen des Hektarsatzes erhoben.

aa) Leicht versiegelte Flächen:  einfacher Hektarsatz

Bezeichnung Begriffsbestimmung Kennung, Attribut-
art mit Wert

1 2 3

Flächen besonderer
funktionaler Prägung

Historische Anlage

Fläche besonderer funktionaler Prägung ist eine baulich geprägte Fläche einschließlich der mit ihr
im Zusammenhang stehenden Freifläche, auf denen vorwiegend Gebäude und/oder Anlagen zur
Erfüllung öffentlicher Zwecke oder historische Anlagen vorhanden sind.

Historische Anlage ist eine Fläche mit historischen Anlagen, z. B. historische Stadtmauern und -
türme, Denkmäler und Ausgrabungsstätten.

41007

Funktion 1300

Sport-, Freizeit- und
Erholungsfläche

Sportanlage

Golfplatz

Verkehrsübungsplatz

Hundeübungsplatz

Modellflugplatz

Schwimmbad, 
Freibad

Campingplatz

Grünanlage

Grünfläche

Park

Botanischer Garten

Kleingarten

Spielplatz, Bolzplatz

Sport-, Freizeit- und Erholungsfläche ist eine bebaute oder unbebaute Fläche, die dem Sport, der
Freizeitgestaltung oder der Erholung dient.

Sportanlage ist eine Fläche mit Bauwerken und Einrichtungen, die zur Ausübung von (Wett-
kampf-) Sport und für Zuschauer bestimmt ist.

Golfplatz ist eine Fläche mit Bauwerken und Einrichtungen, die zur Ausübung des Golfsports ge-
nutzt wird.

Verkehrsübungsplatz ist eine Fläche, die Übungs- und Erprobungszwecken dient.

Hundeübungsplatz ist eine Fläche, auf der Übungen mit Hunden durchgeführt werden.

Modellflugplatz ist eine Fläche, die zur Ausübung des Modellflugsports dient.

Schwimmbad, Freibad ist eine Anlage mit Schwimmbecken oder Anlage an Ufern von Gewässern
für den Badebetrieb und Schwimmsport.

Campingplatz ist eine Fläche für den Aufbau einer größeren Zahl von Zelten oder zum Abstellen
und Benutzen von Wohnwagen mit ortsfesten Anlagen und Einrichtungen.

Grünanlage ist eine Anlage mit Bäumen, Sträuchern, Rasenflächen, Blumenrabatten und Wegen,
die vor allem der Erholung und Verschönerung des Stadtbildes dient. 

Grünfläche ist eine unbebaute Wiese, Rasenfläche und Parkanlage in Städten und Siedlungen.

Park ist eine landschaftsgärtnerisch gestaltete Grünanlage, die der Repräsentation und der Erholung
dient.

Botanischer Garten ist ein der Öffentlichkeit zugänglicher Garten zum Studium der Pflanzenwelt;
systematisch geordnete Sammlung in Freiland und Gewächshäusern (Warmhäuser).

Kleingarten (Schrebergarten) ist eine Anlage von Gartengrundstücken, die von Vereinen verwaltet
und verpachtet werden.

Spielplatz, Bolzplatz ist ein Platz an dem körperliche oder geistige Tätigkeit aus eigenem Antrieb
ohne Zweckbestimmung ausgeübt wird. 

41008

Funktion 4100

Funktion 4110

Funktion 4270

Funktion 4280

Funktion 4290

Funktion 4320

Funktion 4330

Funktion 4400

Funktion 4410

Funktion 4420

Funktion 4430

Funktion 4440

Funktion 4470
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bb) Mitteldicht versiegelte Flächen:  zweieinhalbfacher Hektarsatz

Bezeichnung Begriffsbestimmung Kennung, Attribut-
art mit Wert

1 2 3

Industrie- und 
Gewerbefläche

Lagerplatz

Betriebsfläche 
Versorgungsanlage

Förderanlage

Betriebsfläche Versor-
gungsanlage, Wasser

Betriebsfläche Versor-
gungsanlage, Elektrizität

Umspannstation

Betriebsfläche Versor-
gungsanlage, Öl

Betriebsfläche Versor-
gungsanlage, Gas

Betriebsfläche Versor-
gungsanlage, Wärme

Betriebsfläche Versor-
gungsanlage, Funk-
und Fernmeldewesen

Betriebsfläche 
Entsorgungsanlage

Betriebsfläche
Entsorgungsanlage, 
Abwasserbeseitigung

Industrie  und Gewerbefläche ist eine Fläche, die vorwiegend industriellen oder gewerblichen Zwe-
cken dient.

Lagerplatz bezeichnet Flächen, auf denen inner-  und außerhalb von Gebäuden wirtschaftliche Gü-
ter gelagert werden.

Betriebsfläche Versorgungsanlage bezeichnet eine Fläche, auf der vorwiegend Anlagen und Ge-
bäude zur Versorgung der Allgemeinheit mit Elektrizität, Wärme und Wasser vorhanden sind.

Förderanlage bezeichnet eine Fläche mit Einrichtungen zur Förderung von Erdöl, Erdgas, Sole,
Kohlensäure oder Erdwärme aus dem Erdinneren.

Betriebsfläche Versorgungsanlage, Wasser, ist Teil von Wasserwerk. Wasserwerk bezeichnet eine
Fläche mit Bauwerken und sonstigen Einrichtungen zur Gewinnung und/oder zur Aufbereitung von
Trinkwasser.

Betriebsfläche Versorgungsanlage, Elektrizität, ist Teil von Kraftwerk. Kraftwerk bezeichnet eine
Fläche mit Bauwerken und sonstigen Einrichtungen zur Erzeugung von elektrischer Energie.

Umspannstation bezeichnet eine Fläche mit Gebäuden und sonstigen Einrichtungen, um Strom auf
eine andere Spannungsebene zu transformieren.

Betriebsfläche Versorgungsanlage, Öl, ist Teil von Raffinerie. Raffinerie bezeichnet eine Fläche
mit Bauwerken und sonstigen Einrichtungen zur Aufbereitung von Erdöl.

Betriebsfläche Versorgungsanlage, Gas, ist Teil von Gaswerk. Gaswerk bezeichnet eine Fläche mit
Bauwerken und sonstigen Einrichtungen zur Aufbereitung von Gas.

Betriebsfläche Versorgungsanlage, Wärme, ist Teil von Heizwerk. Heizwerk bezeichnet eine Flä-
che mit Bauwerken und sonstigen Einrichtungen zur Erzeugung von Wärmeenergie zu Heizzwe-
cken.

Betriebsfläche Versorgungsanlage, Funk- und Fernmeldewesen, ist Teil von Funk- und Fernmelde-
anlage. Funk- und Fernmeldeanlage bezeichnet eine Fläche, auf der vorwiegend Anlagen und Ge-
bäude zur elektronischen Informationsvermittlung stehen.

Betriebsfläche Entsorgungsanlage ist Teil von Entsorgung. Entsorgung bezeichnet eine Fläche, auf
der vorwiegend Anlagen und Gebäude zur Verwertung und Entsorgung von Abwasser und festen
Abfallstoffen vorhanden sind.

Betriebsfläche Entsorgungsanlage, Abwasserbeseitigung, ist Teil von Kläranlage, Klärwerk. Klär-
anlage, Klärwerk bezeichnet eine Fläche mit Bauwerken und sonstigen Einrichtungen zur Reini-
gung von Abwasser.

41002

Funktion 1740

Funktion 2502

Funktion 2510

Funktion 2522

Funktion 2532

Funktion 2540

Funktion 2552

Funktion 2562

Funktion 2572

Funktion 2582

Funktion 2602

Funktion 2612

Bezeichnung Begriffsbestimmung Kennung, Attribut-
art mit Wert

1 2 3

Friedhof

Friedhof (Park)

Historischer Friedhof 

Friedhof ist eine Fläche, auf der Tote bestattet sind.

Friedhof (Park) ist der Friedhof, der als Park angelegt ist.

Historischer Friedhof ist ein Friedhof, der als historisch gilt.

41009

Ohne Funktion *)
Funktion 9403

Funktion 9404

Landwirtschaft

Gartenland

Baumschule

Landwirtschaft ist eine Fläche für den Anbau von Feldfrüchten sowie eine Fläche, die beweidet
und gemäht werden kann, einschließlich der mit besonderen Pflanzen angebauten Fläche. Die Bra-
che, die für einen bestimmten Zeitraum (z. B. ein halbes oder ganzes Jahr) landwirtschaftlich un-
verbaut bleibt, ist als Landwirtschaft oder Ackerland zu erfassen.

Gartenland ist eine Fläche für den Anbau von Gemüse, Obst und Blumen sowie die Aufzucht von
Kulturpflanzen, soweit sie von Saat , Pflanz  oder Baumschulen genutzt wird.

Baumschule ist eine Fläche, auf der Holzgewächse aus Samen, Ablegern oder Stecklingen unter
mehrmaligem Umpflanzen (Verschulen) gezogen werden.

43001

Vegetationsmerk-
mal 1030

Vegetationmerk-
mal 1031

Damm, Wall, Deich Damm, Wall, Deich ist eine aus Erde oder anderen Baustoffen bestehende lang gestreckte Auf-
schüttung, die Vegetation tragen kann.

61003

Sonstiges Recht

Truppenübungsplatz,
Standortübungsplatz

Sonstiges Recht sind die auf den Grund und Boden bezogenen Beschränkungen, Belastungen oder
anderen Eigenschaften einer Fläche.

Truppenübungsplatz, Standortübungsplatz ist ein Gelände zur militärischen Ausbildung.

71011

Art der Festlegung
4720
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Bezeichnung Begriffsbestimmung Kennung, Attribut-
art mit Wert

1 2 3

Betriebsfläche 
Entsorgungsanlage,
Abfallbeseitigung

Betriebsfläche 
Entsorgungsanlage, 
Schlamm

Deponie (oberirdisch)

Deponie (untertägig)

Betriebsfläche Entsorgungsanlage, Abfallbeseitigung, ist Teil von Abfallbehandlunganlage. Abfall-
behandlungsanlage bezeichnet eine Fläche mit Bauwerken und sonstigen Einrichtungen, auf der
Abfälle mit chemisch/physikalischen und biologischen oder thermischen Verfahren oder Kombina-
tionen dieser Verfahren behandelt werden.

Betriebsfläche Entsorgungsanlage, Schlamm, ist Teil von Abfallbehandlungsanlage. Abfallbehand-
lungsanlage bezeichnet eine Fläche mit Bauwerken und sonstigen Einrichtungen, auf der Abfälle
mit chemisch/physikalischen und biologischen oder thermischen Verfahren oder Kombinationen
dieser Verfahren behandelt werden.

Deponie (oberirdisch) bezeichnet eine Fläche, auf der oberirdisch Abfallstoffe gelagert werden. Es
wird die durch eine Abgrenzung erkennbare Betriebsfläche erfasst. Sie muss nicht mit der Bö-
schungkante übereinstimmen.

Deponie (untertägig) bezeichnet eine oberirdische Betriebsfläche, unter der Abfallstoffe eingelagert
werden (Untertagedeponie). Deponie (untertägig) grenzt bis an die Oberfläche. In der Regel wird
nur die Fläche des Einfuhrschachts für Deponie (untertägig) erfasst.

Funktion 2622

Funktion 2623

Funktion 2630

Funktion 2640

Halde Halde ist eine Fläche, auf der Material langfristig gelagert wird, und beschreibt die auch im Relief
zu modellierende tatsächliche Aufschüttung. Aufgeforstete Abraumhalden werden als Objekte der
Objektart Wald erfasst. 

41003

Tagebau, Grube,
Steinbruch

Tagebau, Grube, Steinbruch ist eine Fläche, auf der oberirdisch Bodenmaterial abgebaut wird. Re-
kultivierte Tagebaue, Gruben, Steinbrüche werden als Objekte entsprechend der vorhandenen Nut-
zung erfasst.

41005

Straßenverkehr

Verkehrsbegleitfläche
Straße

Fußgängerzone

Straßenverkehr umfasst alle für die bauliche Anlage Straße erforderlichen sowie dem Straßenver-
kehr dienenden bebauten und unbebauten Flächen.

Verkehrsbegleitfläche Straße bezeichnet eine bebaute oder unbebaute Fläche, die einer Straße zu-
geordnet wird. Die Verkehrsbegleitfläche Straße ist nicht Bestandteil der Fahrbahn.

Fußgängerzone ist ein dem Fußgängerverkehr vorbehaltener Bereich, in dem ausnahmsweise öf-
fentlicher Personenverkehr, Lieferverkehr oder Fahrradverkehr zulässig sein kann.

42001

Ohne Funktion *)
Funktion 2312

Funktion 5130

Weg

Fußweg

Radweg

Rad- und Fußweg

Weg umfasst alle Flächen, die zum Befahren und/oder Begehen vorgesehen sind. Zum Weg gehö-
ren auch Seitenstreifen und Gräben zur Wegentwässerung.

Fußweg ist ein Weg, der auf Grund seines Ausbauzustandes nur von Fußgängern zu begehen ist.

Radweg ist ein Weg, der als besonders gekennzeichneter und abgegrenzter Teil einer Straße oder
mit selbständiger Linienführung für den Fahrradverkehr bestimmt ist.

Rad- und Fußweg ist ein Weg, der als besonders gekennzeichneter und abgegrenzter Teil einer
Straße oder mit selbständiger Linienführung ausschließlich für den Fahrrad- und Fußgängerverkehr
bestimmt ist.

42006
Ohne Funktion *)

Funktion 5220

Funktion 5240

Funktion 5250

Platz

Fußgängerzone

Parkplatz

Rastplatz

Raststätte

Marktplatz

Festplatz

Platz ist eine Verkehrsfläche in Ortschaften oder eine ebene, befestigte oder unbefestigte Fläche,
die bestimmten Zwecken dient (z. B. für Verkehr, Märkte, Festveranstaltungen).

Fußgängerzone ist ein dem Fußgängerverkehr vorbehaltener Bereich, in dem ausnahmsweise öf-
fentlicher Personenverkehr, Lieferverkehr oder Fahrradverkehr zulässig sein kann.

Parkplatz ist eine zum vorübergehenden Abstellen von Fahrzeugen bestimmte Fläche.

Rastplatz ist eine Anlage zum Halten, Parken oder Rasten der Verkehrsteilnehmer mit unmittelba-
rem Anschluss zur Straße ohne Versorgungseinrichtung, ggf. mit Toiletten.

Raststätte ist eine Anlage an Verkehrsstraßen mit Bauwerken und Einrichtungen zur Versorgung
und Erholung von Reisenden.

Marktplatz ist eine Fläche, auf dem Wochenmärkte abgehalten werden.

Festplatz ist eine Fläche, auf der zeitlich begrenzte Festveranstaltungen stattfinden.

42009
Ohne Funktion *)

Funktion 5130

Funktion 5310

Funktion 5320

Funktion 5330

Funktion 5340

Funktion 5350

Bahnverkehr

Verkehrsbegleitfläche 
Bahnverkehr

Bahnverkehr umfasst alle für den Schienen verkehr erforderlichen Flächen.
Flächen von Bahnverkehr sind
- der Bahnkörper (Unterbau für Gleise; bestehend aus Dämmen oder Einschnitten und deren

kleineren Böschungen, Durchlässen, schmalen Gräben zur Entwässerung, Stützmauern, Unter-
und Überführung, Seiten- und Schutzstreifen) mit seinen Bahnstrecken,

- an den Bahnkörper angrenzende bebaute und unbebaute Flächen (z. B. Böschungsflächen).

Verkehrsbegleitfläche Bahnverkehr bezeichnet eine bebaute oder unbebaute, an den Bahnkörper
angrenzende Fläche, die dem Schienenverkehr dient.

42010
Ohne Funktion *)

Funktion 2322

Flugverkehr Flugverkehr umfasst die baulich geprägte Fläche und die mit ihr in Zusammenhang stehende Frei-
fläche, die ausschließlich oder vorwiegend dem Flugverkehr dient.

42015
Ohne Funktion *)
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cc) Stärker versiegelte Flächen:  vierfacher Hektarsatz

Bezeichnung Begriffsbestimmung Kennung, Attribut-
art mit Wert

1 2 3

Wohnbaufläche Wohnbaufläche ist eine baulich geprägte Fläche einschließlich der mit ihr im Zusammenhang ste-
henden Freiflächen (Vorgärten, Ziergärten, Zufahrten, Stellplätze und Hofraumflächen), die aus-
schließlich oder vorwiegend dem Wohnen dient.

41001

Industrie- und 
Gewerbefläche

Handel und 
Dienstleistungen

Ausstellung, Messe

Gärtnerei

Industrie und Gewerbe 

Werft

Gebäude- und Freifläche
Versorgungsanlage

Gebäude- undFreifläche
Versorgungsanlage,
Wasser

Gebäude- und Freifläche
Versorgungsanlage,
Elektrizität

Gebäude- und Freifläche
Versorgungsanlage, Öl

Gebäude- und Freifläche
Versorgungsanlage, Gas

Gebäude- und Freifläche
Versorgungsanlage,
Wärme

Gebäude- und Freifläche
Versorgungsanlage, Funk-
und Fernmerldewesen 

Industrie- und Gewerbefläche ist eine Fläche, die vorwiegend industriellen oder gewerblichen
Zwecken dient.

Handel und Dienstleistung bezeichnet eine Fläche, auf der vorwiegend Gebäude stehen, in denen
Handels- und/oder Dienstleistungsbetriebe ansässig sind.

Ausstellung, Messe bezeichnet eine Fläche mit Ausstellungshallen und sonstigen Einrichtungen zur
Präsentation von Warenmustern.

Gärtnerei bezeichnet eine Fläche mit Gebäuden, Gewächshäusern und sonstigen Einrichtungen zur
Aufzucht von Blumen und Gemüsepflanzen. Baumschulen werden als Objekte der Objektart Land-
wirtschaft erfasst.

Industrie und Gewerbe bezeichnet Flächen, auf denen vorwiegend Industrie  und Gewerbebetriebe
vorhanden sind. Darin sind Gebäude- und Freiflächen und die Betriebsfläche Lagerplatz enthalten.

Werft ist eine Betriebsfläche mit Bauwerken und sonstigen Einrichtungen zum Bau oder zur Repa-
ratur von Schiffen.

Gebäude- und Freifläche Versorgungsanlage bezeichnet eine Fläche, auf der vorwiegend Anlagen
und Gebäude zur Versorgung der Allgemeinheit mit Elektrizität, Wärme und Wasser vorhanden
sind.

Gebäude- und Freifläche Versorgungsanlage Wasser, ist Teil von Wasserwerk. Wasserwerk be-
zeichnet eine Fläche mit Bauwerken und sonstigen Einrichtungen zur Gewinnung und/oder zur
Aufbereitung von (Trink-)Wasser.

Gebäude- und Freifläche Versorgungsanlage, Elektrizität, ist Teil von Kraftwerk. Kraftwerk be-
zeichnet eine Fläche mit Bauwerken und sonstigen Einrichtungen zur Erzeugung von elektrischer
Energie.

Gebäude- und Freifläche Versorgungsanlage, Öl, ist Teil von Raffinerie. Raffinerie bezeichnet eine
Fläche mit Bauwerken und sonstigen Einrichtungen zur Aufbereitung von Erdöl.

Gebäude- und Freifläche Versorgungsanlage, Gas, ist Teil von Gaswerk. Gaswerk bezeichnet eine
Fläche mit Bauwerken und sonstigen Einrichtungen zur Aufbereitung von Gas.

Gebäude- und Freifläche Versorgungsanlage, Wärme, ist Teil von Heizwerk. Heizwerk bezeichnet
eine Fläche mit Bauwerken und sonstigen Einrichtungen zur Erzeugung von Wärmeenergie zu
Heizzwecken.

Gebäude- und Freifläche Versorgungsanlage, Funk- und Fernmeldewesen, ist Teil von Funk- und
Fernmeldeanlage. Funk und Fernmeldeanlage bezeichnet eine Fläche, auf der vorwiegend Anlagen
und Gebäude zur elektronischen Informationsvermittlung stehen.

41002

Funktion 1400

Funktion 1450

Funktion 1490

Funktion 1700 

Funktion 1790

Funktion 2501

Funktion 2521

Funktion 2531

Funktion 2551

Funktion 2561

Funktion 2571

Funktion 2581

Bezeichnung Begriffsbestimmung Kennung, Attribut-
art mit Wert

1 2 3

Schiffsverkehr

Hafenanlage
(Landfläche)

Schleuse (Landfläche)

Anlegestelle
(Landfläche)

Fähranlage
(Landfläche)

Schiffsverkehr umfasst die baulich geprägte Fläche und die mit ihr in Zusammenhang stehende
Freifläche, die ausschließlich oder vorwiegend dem Schiffsverkehr dient.

Hafenanlage (Landfläche) bezeichnet die Fläche innerhalb des Hafens, die nicht von Wasser be-
deckt ist und die ausschließlich zum Betrieb des Hafens dient.

Schleuse (Landfläche) bezeichnet die Fläche innerhalb der Schleuse, die nicht von Wasser bedeckt
ist und die ausschließlich zum Betrieb der Schleuse dient.

Anlegestelle (Landfläche) umfasst mehr als den überlagernden landseitigen Anleger, der eine feste
oder schwimmende Einrichtung zum Anlegen von Schiffen ist.

Fähranlage (Landfläche) ist eine besondere Landfläche, von der in der Regel nach festem Fahrplan
über Flüsse, Seen, Kanäle, Meerengen oder Meeresarme ein Schiffsverkehr stattfindet.

42016
Ohne Funktion *)

Funktion 5610

Funktion 5620

Funktion 5630

Funktion 5640

Unland,
Vegetationslose Fläche

Gewässerbegleitfläche 

Unland, Vegetationslose Fläche ist eine Fläche, die dauerhaft landwirtschaftlich nicht genutzt wird,
wie z. B. nicht aus dem Geländerelief herausragende Felspartien, Sand- oder Eisflächen, Uferstrei-
fen längs von Gewässern und Sukzessionsflächen.

Gewässerbegleitfläche bezeichnet eine bebaute oder unbebaute Fläche, die einem Fließgewässer
zugeordnet wird. Die Gewässerbegleitfläche ist nicht Bestandteil der Gewässerfläche.

43007

Funktion 1100
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Bezeichnung Begriffsbestimmung Kennung, Attribut-
art mit Wert

1 2 3

Gebäude- und Freifläche
Entsorgungsanlage

Gebäude- und Freifläche
Entsorgungsanlage,
Abwasserbeseitigung

Gebäude- und Freifläche
Entsorgungsanlage,
Abfallbeseitigung

Gebäude- und Freifläche Entsorgungsanlage ist Teil von Entsorgung. Entsorgung bezeichnet eine
Fläche, auf der vorwiegend Anlagen und Gebäude zur Verwertung und Entsorgung von Abwasser
und festen Abfallstoffen vorhanden sind.

Gebäude- und Freifläche Entsorgungsanlage, Abwasserbeseitigung, ist Teil von Kläranlage, Klär-
werk. Kläranlage, Klärwerk bezeichnet eine Fläche mit Bauwerken und sonstigen Einrichtungen
zur Reinigung von Abwasser.

Gebäude- und Freifläche Entsorgungsanlage, Abfallbeseitigung, ist Teil von Abfallbehandlungsan-
lage. Abfallbehandlungsanlage bezeichnet eine Fläche mit Bauwerken und sonstigen Einrichtun-
gen, auf der Abfälle mit chemisch/physikalischen und biologischen oder thermischen Verfahren
oder Kombinationen dieser Verfahren behandelt werden.

Funktion 2601

Funktion 2611

Funktion 2621

Fläche gemischter Nutzung

Gebäude- und Freifläche
Land- und Forstwirtschaft

Fläche gemischter Nutzung ist eine bebaute Fläche einschließlich der mit ihr im Zusammenhang
stehenden Freifläche (Hofraumfläche, Hausgarten), auf der keine Art der baulichen Nutzung vor-
herrscht. Solche Flächen sind insbesondere ländlich-dörflich geprägte Flächen mit land- und forst-
wirtschaftlichen Betrieben, Wohngebäuden u. a.

Gebäude- und Freifläche Land- und Forstwirtschaft ist eine Fläche, die der Land- und Forstwirt-
schaft dient.

41006

Funktion 2700

Flächen besonderer
funktionaler Prägung

Öffentliche Zwecke

Verwaltung

Bildung und Forschung

Kultur

Religiöse Einrichtung

Gesundheit, Kur

Soziales

Sicherheit und
Ordnung

Parken

Fläche besonderer funktionaler Prägung ist eine baulich geprägte Fläche einschließlich der mit ihr
im Zusammenhang stehenden Freifläche, auf denen vorwiegend Gebäude und/oder Anlagen zur
Erfüllung öffentlicher Zwecke oder historische Anlagen vorhanden sind.

Öffentliche Zwecke bezeichnet eine Fläche, die der Erfüllung öffentlicher Aufgaben und der Allge-
meinheit dient.

Verwaltung bezeichnet eine Fläche, auf der vorwiegend Gebäude der öffentlichen Verwaltung, z.B.
Rathaus, Gericht, Kreisverwaltung stehen.

Bildung und Forschung bezeichnet eine Fläche, auf der vorwiegend Gebäude stehen, in denen geis-
tige, kulturelle und soziale Fähigkeiten vermittelt werden und/oder wissenschaftliche Forschung
betrieben wird (z. B. Schulen, Universitäten, Forschungsinstitute).

Kultur bezeichnet eine Fläche, auf der vorwiegend Anlagen und Gebäude für kulturelle Zwecke,
z.B. Konzert  und Museumsgebäude, Bibliotheken, Theater, Schlösser und Burgen sowie Rundfunk
und Fernsehgebäude stehen.

Religiöse Einrichtung bezeichnet eine Fläche, auf der vorwiegend religiöse Gebäude stehen.

Gesundheit, Kur bezeichnet eine Fläche, auf der vorwiegend Gebäude des Gesundheitwesens ste-
hen, z. B. Krankenhäuser, Heil- und Pflegeanstalten.

Soziales bezeichnet eine Fläche, auf der vorwiegend Gebäude des Sozialwesens stehen, z. B. Kin-
dergärten, Jugend- und Senioreneinrichtungen; Freizeit-, Fremden- und Obdachlosenheime.

Sicherheit und Ordnung bezeichnet eine Fläche, auf der vorwiegend Anlagen und Gebäude der Po-
lizei, der Bundeswehr, der Feuerwehr und der Justizvollzugsbehörden stehen.

Parken bezeichnet eine Fläche, auf der vorwiegend Anlagen und Gebäude zum vorübergehenden
Abstellen von Fahrzeugen stehen.

41007

Funktion 1100

Funktion 1110

Funktion 1120

Funktion 1130

Funktion 1140

Funktion 1150

Funktion 1160

Funktion 1170

Funktion 1200

Sport-, Freizeit- und
Erholungsfläche

Gebäude- und Freifläche
Sport, Freizeit, Erholung

Freizeitanlage

Zoo

Safaripark, Wildpark

Freizeitpark

Freilichttheater

Freilichtmuseum

Autokino, Freilichtkino

Sport-, Freizeit- und Erholungsfläche ist eine bebaute oder unbebaute Fläche, die dem Sport, der
Freizeitgestaltung oder der Erholung dient.

Gebäude- und Freifläche Sport, Freizeit, Erholung, ist eine bebaute Fläche, die dem Sport, der Frei-
zeitgestaltung oder der Erholung dient.

Freizeitanlage ist eine Fläche mit Bauwerken und Einrichtungen, die zur Freizeitgestaltung be-
stimmt ist.

Zoo ist ein Gelände mit Tierschauhäusern und umzäunten Gehegen, auf dem Tiere gehalten und
gezeigt werden.

Safaripark, Wildpark, ist ein Gelände mit umzäunten Gehegen, in denen Tiere im Freien gehalten
und gezeigt werden.

Freizeitpark ist ein Gelände mit Karussells, Verkaufs- und Schaubuden und/oder Wildgattern, das
der Freizeitgestaltung dient.

Freilichttheater ist eine Anlage mit Bühne und Zuschauerbänken für Theateraufführungen im Freien.

Freilichtmuseum ist eine volkskundliche Museumsanlage, in der Wohnformen oder historische Be-
triebsformen in ihrer natürlichen Umgebung im Freien dargestellt werden.

Autokino, Freilichtkino ist ein Lichtspieltheater im Freien, in dem der Film im Allgemeinen vom
Auto aus angesehen wird.

41008

Funktion 4001

Funktion 4200

Funktion 4210

Funktion 4220

Funktion 4230

Funktion 4240

Funktion 4250

Funktion 4260
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22. Anlage III Ziffer 2.3 wird wie folgt geändert:
„Anlage 6 zu § 101 Absatz 3 Satz 4“ wird durch „Anlage 5 zu § 64 Ab-
satz 1 Satz 4” ersetzt.

Artikel II
Inkrafttreten

Diese Änderungssatzung tritt rückwirkend zum 01. Januar 2012 in Kraft.

Beverstedt, den 21. Februar 2012 Unterhaltungsverband
Nr. 82 Geeste 

von der  Miesten
Verbandsvorsteher

Die am 21. Februar 2012 beschlossene Sechste Satzung zur Änderung der
Satzung des Unterhaltungsverbandes Nr. 82 Geeste in Ringstedt im Land-
kreis Cuxhaven vom 21. März 1995 ist am 7. Mai 2012 unter Az.:
663610-30 001 gemäß § 58 Abs. 2 Satz 1 des Wasserverbandsgesetzes
(WVG) vom 12. Februar 1991 (BGBl. I S. 405), zuletzt geändert mit Ge-
setz vom 15. Mai 2002 (BGBl. I S. 1578), aufsichtsbehördlich genehmigt.

Die Satzung wird hiermit gemäß § 58 Abs. 2 Satz 2 des WVG öffentlich
bekannt gemacht.

Cuxhaven, den 7. Mai 2012 Landkreis Cuxhaven
Der Landrat
In Vertretung
Jochimsen

Erster Kreisrat
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B. Bekanntmachungen der Städte, Gemeinden und
Zweckverbände

139.

SATZUNG
der Stadt Cuxhaven zum Bebauungsplan Nr. 106n

“Gewerbegebiet Groden”, Dritte Änderung
im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB

Auf Grund der §§ 1, 9 und 10 des Baugesetzbuches (BauGB) in Verbin-
dung mit  § 58 Absatz 2 Nr. 2 Niedersächsisches Kommunalverfassungs-
gesetz (NKomVG) hat der Rat der Stadt Cuxhaven am 26. Januar 2012
diesen Bebauungsplan Nr. 106n „Gewerbegebiet Groden”, Dritte Ände-
rung bestehend aus der Planzeichnung und den nachstehenden textlichen
Festsetzungen, als Satzung beschlossen:

Cuxhaven, den 02. Mai 2012 Stadt Cuxhaven
Dr.  Getsch

(L.S.) Oberbürgermeister

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes wird wie folgt begrenzt:
Im Norden durch den vorhandenen Graben entlang der Kleingartenanlage, 
im Osten durch die Anton-Flettner-Straße und den in deren Verlängerung
verlaufenden Rad-und Fußweg,
im Süden durch den dort noch befindlichen Fuß- und Radweg, gleichzei-
tig Grenze des jetzigen Betriebsgeländes VOCO und
im Westen durch eine Grundstücksgrenze ca. 150 m westlich der Anton-
Flettner-Straße und zu ihr parallel verlaufend.

Bezeichnung Begriffsbestimmung Kennung, Attribut-
art mit Wert

1 2 3

Erholungsfläche

Wochenend- und
Ferienhausfläche

Erholungsfläche ist eine Fläche mit Bauwerken und Einrichtungen, die zur Erholung bestimmt ist.

Wochenend- und Ferienhausfläche bezeichnet eine extra dafür ausgewiesene Fläche, auf der vor-
wiegend Wochenend- und Ferienhäuser stehen dürfen.

Funktion 4300

Funktion 4310

Straßenverkehr

Gebäude- u. Freifläche zu
Verkehrsanlagen, Straße

Straßenverkehr umfasst alle für die bauliche Anlage Straße erforderlichen sowie dem Straßenver-
kehr dienenden bebauten und unbebauten Flächen.

Gebäude- und Freifläche zu Verkehrsanlagen, Straße, ist eine Fläche, die der Abwicklung und Si-
cherheit des Verkehrs sowie der Unterhaltung der Verkehrsfläche dient.

42001

Funktion 2311

Bahnverkehr

Gebäude- u. Freifläche zu
Verkehrsanlage, Schiene

Bahnverkehr umfasst alle für den Schienenverkehr erforderlichen Flächen.
Flächen von Bahnverkehr sind
- der Bahnkörper (Unterbau für Gleise; bestehend aus Dämmen oder Einschnitten und deren

kleineren Böschungen, Durchlässen, schmalen Gräben zur Entwässerung, Stützmauern, Unter-
und Überführung, Seiten- und Schutzstreifen) mit seinen Bahnstrecken,

- an den Bahnkörper angrenzende bebaute und unbebaute Flächen (z. B. Böschungsflächen).

Gebäude- und Freifläche zu Verkehrsanlage, Schiene, dient der Abwicklung und Sicherheit des
Verkehrs sowie der Unterhaltung der Verkehrsfläche.

42010

Funktion 2321

*) Bei Kennungen, bei denen die Attributart „ohne Funktion” steht, werden auch alle Flächen ohne Funktionsbelegung im Kataster veranlagt.
Bei Kennungen, bei denen die Attributart „ohne Funktion” fehlt, werden nur die Flächen mit aufgeführter Funktionsbelegung, Art der Festlegung oder aufgeführtem Ve-
getationsmerkmal im Kataster veranlagt.

Flugverkehr

Gebäude- und Freifläche
zu Verkehrsanlage,
Luftfahrt

Flugverkehr umfasst die baulich geprägte Fläche und die mit ihr in Zusammenhang stehende Frei-
fläche, die ausschließlich oder vorwiegend dem Flugverkehr dient.

Gebäude- und Freifläche zu Verkehrsanlagen, Luftfahrt, ist eine besondere Flugverkehrsfläche.

42015

Funktion 5501

Schiffsverkehr

Gebäude- und Freifläche
zu Verkehrsanlagen,
Schifffahrt

Schiffsverkehr umfasst die baulich geprägte Fläche und die mit ihr in Zusammenhang stehende
Freifläche, die ausschließlich oder vorwiegend dem Schiffsverkehr dient.

Gebäude- und Freifläche zu Verkehrsanlagen, Schifffahrt, ist eine Fläche, die dem Schiffsverkehr
dient.

42016

Funktion 2341
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Im nachfolgenden Kartenausschnitt*) ist der Planbereich unterbrochen
schwarz umrandet.

Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan in Kraft.

Der Bebauungsplan und seine Begründung sowie die zusammenfassende
Erklärung über die Art und Weise, wie die Umweltbelange und die Er-
gebnisse der Öffentlichkeit- und Behördenbeteiligung in dem Bebauungs-
plan berücksichtigt wurden und aus welchen Gründen der Plan nach Ab-
wägung mit den geprüften, in Betracht kommenden Anteil anderweitigen
Planungsmöglichkeiten gewählt wurde, werden in der Abteilung 6.1 Bau-
leitplanung und Stadtentwicklung, Rathausplatz 1, Zimmer E.04 während
der Dienststunden zu jedermanns Einsicht bereitgehalten. Über den Inhalt
wird auf Verlangen Auskunft erteilt.
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 und Abs. 4 BauGB des
Baugesetzbuches in der Fassung der Bekanntmachung 23. September
2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 22. Juli 2011 (BGBl. I S. 1509), über die fristgemäße Geltendma-
chung etwaiger Entschädigungsansprüche von durch Festsetzungen des
Bebauungsplans oder seine Durchführung eintretenden Vermögensnach-
teilen, die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichnet sind, sowie über die
Fälligkeit und das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht
fristgemäßer Geltendmachung wird hingewiesen. Der Entschädigungsbe-
rechtigte kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er
die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem Entschädigungs-
pflichtigen (§ 44 Abs. 1 BauGB) beantragt.
Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jah-
ren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in den §§ 39 bis 42
BauGB bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit
des Anspruchs herbeigeführt wird.

Gemäß § 215 Abs. 1 BauGB werden unbeachtlich
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verlet-

zung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung

der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des
Flächennutzungsplanes und

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgan-
ges,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung des
Bebauungsplanes schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung
des die Verletzung begründeten Sachverhalts geltend gemacht worden
sind.

Cuxhaven, den 14. Mai 2012 Stadt Cuxhaven
Der Oberbürgermeister

Dr.  Getsch

*) Das LGLN / Katasteramt Otterndorf hat für den Abdruck die Benutzung eines
Ausschnittes aus der AK 5, im Maßstab 1:5.000 bzw. 1:10.000, gestattet.

140.

SATZUNG
über die Benutzung der Kindertageseinrichtungen
der Samtgemeinde Hagen, Landkreis Cuxhaven,

vom 15. Mai 2012

Aufgrund der §§ 10, 11, 13, 58 und 111 des Niedersächsischen Kommu-
nalverfassungsgesetzes (NKomVG) in der Fassung vom 17. Dezember
2010 (Nds. GVBl. S. 576) zuletzt geändert durch das Gesetz vom 17. No-
vember 2011 (Nds. GVBl. S. 422) sowie des Gesetzes über Tageseinrich-
tungen für Kinder (KiTaG) in der Fassung vom 07. Februar 2002 (Nds.
GVBl. S. 57) zuletzt geändert durch Gesetz vom 18. Juni 2009 (Nds.
GVBl. S.277) hat der Rat der Samtgemeinde Hagen in seiner Sitzung am
15. Mai 2012 folgende Satzung beschlossen:

§ 1
Allgemeines

(1) Die Samtgemeinde Hagen unterhält als öffentliche Einrichtung fol-
gende Kindertageseinrichtungen:
1. Kindertagesstätte „Löwenzahn” (Kindergarten und Kinderkrippe),

Grüner Weg 19, 27628 Hagen 
2. Kindergarten „Pusteblume“, Kassebrucher Weg 8, 27628 Hagen 
3. Kindergarten “Rasselbande”, Schulstraße 1, 27628 Bramstedt 
4. Kindergarten “Rappelkiste”, Dorfring 14, 27628 Driftsethe 
5. Kindergarten “Wichtelstube”, 

Unter den Linden 5a, 27628 Wulsbüttel-Albstedt 
6. Kinderspielkreis „Räuberhöhle”, 

Am Steingrab 15, 27628 Wulsbüttel-Lehnstedt
7. Kindergarten „Die kleinen Zwerge“, Moorstraße 23, 27628 Uthlede
8. Kindertagesstätte „Deichbutjer” (Kindergarten und Kinderkrippe),

Schulweg 17, 27628 Sandstedt-Wersabe
9. Kindertagesstätte „Waldbutjer” (Kindergarten und Kinderkrippe),

Zum Walde 22, 27628 Wulsbüttel

(2) In diesen Kindertageseinrichtungen werden Kinder aufgenommen, die
drei Jahre und älter, aber noch nicht schulpflichtig sind. In Uthlede und
Albstedt werden auch Kinder ab 2 Jahren im Rahmen der vorhandenen
Kapazität aufgenommen. In Hagen, Wersabe und Wulsbüttel werden in
der Kinderkrippe Kinder unter 3 Jahren aufgenommen.
Gleichzeitig müssen die Kinder ihren Hauptwohnsitz in der Samtgemein-
de Hagen begründet haben.

§ 2
Ziele der Kindertageseinrichtungen

Die Kindertageseinrichtungen in der Samtgemeinde Hagen sollen insbe-
sondere
• die Kinder in ihrer Persönlichkeit stärken,
• sie in sozial verantwortliches Handeln einführen,
• ihnen Kenntnisse und Fähigkeiten vermitteln, die eine eigenständige

Lebensbewältigung im Rahmen der jeweiligen Möglichkeiten des
einzelnen Kindes fördern,

• den natürlichen Wissensdrang und die Freude am Lernen pflegen, die
Gleichberechtigung von Jungen und Mädchen erzieherisch fördern,

• den Umgang von behinderten und nicht behinderten Kindern sowie
von Kindern unterschiedlicher Herkunft und Prägung untereinander
fördern,

• die Erlebnisfähigkeit, Kreativität und Phantasie fördern.
Die Kindertageseinrichtungen ergänzen und unterstützen damit die Erzie-
hung des Kindes in der Familie.

§ 3
Aufnahme

(1) Die Einzugsbereiche der einzelnen Kindertageseinrichtungen stellen
sich wie folgt dar:
Kindertagesstätte „Löwenzahn”, Hagen, Grüner Weg: 

Gemeindegebiet Hagen westlicher Teil einschl. Kassebrucher Heide
Kindergarten „Pusteblume“, Hagen, Kassebrucher Weg: 

Gemeindegebiet Hagen östlicher Teil einschl. Kassebruch und Dorf-
hagen

Kindergarten „Rasselbande”, Bramstedt: Gemeindegebiet Bramstedt
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Kindergarten „Rappelkiste”, Driftsethe: Gemeindegebiet Driftsethe
Kindergarten „Wichtelstube”, Albstedt: Ortsteile Albstedt und Hoope
Kinderspielkreis „Räuberhöhle”, Lehnstedt: 

Ortsteile Heine und Lehnstedt
Kindergarten „Die kleinen Zwerge”, Uthlede: 

Gemeindegebiet Uthlede
Kindertagesstätte “Deichbutjer”, Wersabe: Gemeindegebiet Sandstedt
Kindertagesstätte „Waldbutjer”, Wulsbüttel: 

Ortsteile Wulsbüttel und Hoope

(2) Die jeweiligen Kindertageseinrichtungen nehmen grundsätzlich die
Kinder auf, die ihren ersten Wohnsitz in dem entsprechenden Gemeinde-
gebiet oder Ortsteil haben.

(3) Soweit Betreuungsplätze vorhanden sind, können in begründeten Fäl-
len Kinder aus anderen Bereichen als aus dem zugeordneten Einzugsbe-
reich in der Kindertageseinrichtung aufgenommen werden. Auch bei
Nachmeldungen aus dem Einzugsbereich behalten diese Kinder ihren
Platz.

(4) Soweit Betreuungsplätze im Einzugsbereich nicht vorhanden sind,
können Kinder an benachbarte Tageseinrichtungen verwiesen werden.

(5) Der Aufnahmeantrag wird schriftlich auf einem entsprechenden Vor-
druck gestellt, auf dem die Sorgeberechtigten die erforderlichen Angaben
einzutragen haben. Mit dem Aufnahmeantrag erkennen die Sorgeberech-
tigten die Bestimmungen dieser Satzung an.

§ 4
Gesundheitsvorsorge

Jede Erkrankung des Kindes und jeder Fall einer übertragbaren Krankheit
in der Wohngemeinschaft des Kindes ist der Leitung der Kindertagesein-
richtung unverzüglich mitzuteilen.
Kinder, die an einer übertragbaren Krankheit oder Parasitenbefall leiden,
dürfen die Kindertageseinrichtung nicht besuchen bis sie nach dem
schriftlichen Attest des behandelnden Arztes oder des Gesundheitsamtes
des Landkreises Cuxhaven ansteckungsfrei sind. Bei Verdacht auf Er-
krankung eines Kindes von einer meldepflichtigen Krankheit innerhalb
der Einrichtung müssen die Erziehungsberechtigten gestatten, dass das
Kind einem Arzt zur Untersuchung vorgestellt wird.

Kranke Kinder können die Einrichtung nicht besuchen. Ein Kind ist dann
krank, wenn es am normalen Kindergarten/Kinderspielkreisbetrieb nicht
teilnehmen kann.

§ 5
Betreuung

(1) Die Anzahl der Gruppen, die Gruppenstärken, die fachpädagogischen
Betreuungszeiten sowie die Öffnungszeiten der einzelnen Kindertages-
einrichtungen sind der Anlage 1 zu entnehmen.

(2) Bastelmaterial wird zur Verfügung gestellt, soweit es der Beschäfti-
gung der Kinder dient. Die Kosten des Bastelmaterials für besondere
Zwecke sowie die Kosten für Körperpflege und Hygieneartikel sind von
den Sorgeberechtigten zu tragen.

(3) Die Kindertageseinrichtungen sind mit folgenden Ausnahmen ganz-
jährig geöffnet:
a) Schließung an gesetzlichen Feiertagen. 
b) Betriebsruhe für die Dauer von insgesamt vier Wochen in den Schul-

ferien. 
c) Zwischen Weihnachten und Neujahr. 
d) 3 Studientage/Tage für betriebliche Veranstaltungen 
e) Schließung aus gesundheitlichen Gründen (auf Anordnung des Ge-

sundheitsamtes) oder anderen zwingenden Gründen.
Die genaue Zeit der Schließung wird so rechtzeitig wie möglich durch die
Samtgemeinde bekannt gegeben.
Wird die Kindertageseinrichtung aus einem der o. a. Gründe geschlossen,
haben die Sorgeberechtigten keinen Anspruch auf Erstattung der Gebühren.

§ 6
Aufsichtspflicht

(1) Die Sorgeberechtigten übergeben die Kinder zu Beginn der Öffnungs-
zeit dem Personal der Kindertageseinrichtung und holen sie nach Beendi-
gung der Öffnungszeiten von dort wieder ab. Die Aufsichtspflicht des
Personals beginnt mit der persönlichen Übergabe des Kindes an die
Gruppenerzieherin. Mittags mit dem Betreten des Grundstückes sind die
Eltern aufsichtspflichtig. Die Aufsichtspflicht des Personals endet mit der
persönlichen Übergabe des Kindes an einen Abholberechtigten.

Anlage  1
zur Satzung über die Benutzung der Kindertageseinrichtungen der Samtgemeinde Hagen, Landkreis Cuxhaven, vom 15. Mai 2012

Kindergärten und Kinderspielkreise im Bereich der Samtgemeinde Hagen:

Name der Einrichtung Anschrift Anzahl der Gruppen Gruppenstärke Öffnungszeiten Betreuungszeiten

Kindertagesstätte
"Löwenzahn" 
(Kindergarten und
Kinderkrippe)

Grüner Weg 19,
27628 Hagen

2 Vormittagsgruppen
1 Integrationsgruppe

1 Kinderkrippe
1 Nachmittagsgruppe

2 x 25
1 x 18
1 x 15
1 x 25

07.00 Uhr bis 13.00 Uhr/
14.00 Uhr/17.00 Uhr

07.30 Uhr bis 12.30 Uhr

Kindergarten 
"Pusteblume"

Kassebrucher Weg 8,
27628 Hagen

3 Vormittagsgruppen
1 Nachmittagsgruppe

3 x 25
1 x 10

07.00 Uhr bis 13.00 Uhr/
14.00 Uhr/17.00 Uhr

07.30 Uhr bis 12.30 Uhr

Kindergarten 
"Rasselbande" 

Schulstraße 1,
27628 Bramstedt

2 2 x 25 07.30 Uhr bis 13.00 Uhr/
16.00 Uhr

08.00 Uhr bis 12.30 Uhr

Kindergarten 
"Rappelkiste" 

Dorfring 14,
27628 Driftsethe

1 24 07.30 Uhr bis 13.00 Uhr/
14.00 Uhr

08.00 Uhr bis 12.30 Uhr

Kindergarten  
"Wichtelstube"

Unter den Linden 5 a,
27628 Wulsbüttel
Ortsteil Albstedt

1 25 07.30 Uhr bis 13.00 Uhr 08.00 Uhr bis 12.30 Uhr

Kinderspielkreis
"Räuberhöhle"

Am Steingrab 15,
27628 Wulsbüttel
Ortsteil Lehnstedt

1 20 07.30 Uhr bis 13.00 Uhr 08.00 Uhr bis 12.30 Uhr

Kindergarten 
"Die kleinen Zwerge"
Uthlede

Moorstraße 23,
27628 Uthlede

1 (Kindergarten)
1  (Kleingruppe)

1 x 25
1 x 10

07.30 Uhr bis 13.00 Uhr/
14.00 Uhr

08.00 Uhr bis 12.30 Uhr

Kindertagesstätte
"Deichbutjer", Wersabe

Schulweg 17,
27628 Sandstedt
Ortsteil Wersabe

1 (Kindergarten)
1  (Kleingruppe)
1 (Kinderkrippe)

1 x 25
1 x 10
1 x 15

07.30 Uhr bis 13.00 Uhr 08.00 Uhr bis 12.30 Uhr

Kindertagesstätte
"Waldbutjer" 
(Kindergarten und
Kinderkrippe)

Zum Walde 22,
27628 Wulsbüttel

1 (Kindergarten)
1 (Kinderkrippe)

25
15

07.30 Uhr bis 13.00 Uhr/
15.00 Uhr

08.00 Uhr bis 12.30 Uhr
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(2) Die Sorgeberechtigten erklären bei der Aufnahme des Kindes in der
Tageseinrichtung schriftlich wer außer ihnen noch zur Abholung des Kin-
des berechtigt ist. Das Mindestalter der abholberechtigten Personen rich-
tet sich nach § 7 KJHG (14 Jahre). Diese Erklärung kann widerrufen wer-
den. Es besteht keine Verpflichtung die Kinder durch das Betreuungsper-
sonal nach Hause zu bringen.

§ 7
Haftungsausschluss

Für den Verlust oder die Beschädigung von mitgebrachten Sachen wird
keine Haftung übernommen.

§ 8
Gebühren

Für die Betreuung der Kinder in den Kindertageseinrichtungen wird eine
monatliche Gebühr erhoben. Über die Höhe der Gebühr wird ein schriftli-
cher Bescheid erteilt, der gleichzeitig als Bestätigung der Aufnahme des
Kindes gilt. Näheres regelt die Gebührensatzung für Kindertageseinrich-
tungen in der Samtgemeinde Hagen in der jeweils gültigen Fassung.

§ 9
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01. August 2012 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Sat-
zung über die Benutzung der Kindertageseinrichtungen der Samtgemein-
de Hagen vom 28. März 2011 außer Kraft.

Hagen, den 15. Mai 2012 Samtgemeinde Hagen
Puvogel

(L.S.) Samtgemeindebürgermeisterin

141.

GEBÜHRENSATZUNG
der Kindertageseinrichtungen der Samtgemeinde Hagen,

Landkreis Cuxhaven, vom 15. Mai 2012

Aufgrund der §§ 10, 11, 13, 58 und 111 des Niedersächsischen Kommu-
nalverfassungsgesetzes (NKomVG) in der Fassung vom 17. Dezember
2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 17.
November 2011 (Nds. GVBl. S. 422) und der §§ 1, 2 und 5 des Nieder-
sächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) in der Fassung vom 23.
Januar 2007 (Nds. GVBl. S. 41), zuletzt geändert durch das Gesetz vom
09. Dezember 2011 (Nds. GVBl. S. 471) sowie des Gesetzes über Tages-
einrichtungen für Kinder (KiTaG) vom 07. Februar 2002 (Nds. GVBl.
S. 57), zuletzt geändert durch Gesetz vom 18. Juni 2009 (Nds. GVBl.
S. 277) hat der Rat der Samtgemeinde Hagen in seiner Sitzung am 15.
Mai 2012 folgende Gebührensatzung beschlossen:

§ 1
Gebührengegenstand

Für die Betreuung von Kindern in den Kindertageseinrichtungen erhebt
die Samtgemeinde Hagen von den Sorgeberechtigten und/oder Antrags-
stellern eine monatliche Gebühr nach der Maßgabe dieser Satzung.

§ 2
Gebührenpflichtige

Gebührenpflichtig sind die Eltern oder sonstigen Sorgeberechtigten der
Kinder, die eine Kindertagesstätte der Samtgemeinde Hagen benutzen.
Nichteheliche Lebensgemeinschaften sind mit ehelichen Lebensgemein-
schaften gleichgestellt. Daneben sind die Personen gebührenpflichtig, die
das Anmeldeformular unterschrieben haben. Mehrere Gebührenpflichtige
haften als Gesamtschuldner.

§ 3
Gebührenfestsetzung

Die Gebührenfestsetzung wird nach einer Erklärung des Gebührenpflich-
tigen vorgenommen. Die Selbsterklärung ist zu Beginn eines jeden Kin-

dertagesstättenjahres zu wiederholen. Die Festsetzung der Gebühren er-
folgt durch schriftlichen Bescheid.
Die Samtgemeinde ist jederzeit berechtigt, eine Einkommensprüfung vor-
zunehmen und die Gebühr rückwirkend neu festzusetzen, wenn die Über-
prüfung zu einer anderen Gebühr führt. Es gelten die Bestimmungen der
Abgabenordnung über die Festsetzungsverjährung. Bei fehlender Selbst-
einstufung oder bei Selbsteinstufung in die höchste Beitragsstufe entfällt
eine Überprüfung.

§ 4
Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht

(1) Die Gebührenpflicht entsteht mit der Anmeldung und der damit ver-
bundenen Aufnahme in die Kindertagesstätte.

(2) Die Gebühr ist auch dann in voller Höhe zu zahlen, wenn das Kind
aus irgendwelchen Gründen der Tageseinrichtung fernbleibt und zwar ist
die Gebühr solange zu zahlen, bis das Kind ordnungsgemäß abgemeldet
wird.

(3) Für Kinder, die erstmalig eingeschult werden, endet die Gebühren-
pflicht mit Ablauf des 31. Juli des jeweiligen Jahres.

(4) Eine vorübergehende Schließung der Tageseinrichtung aus zwingen-
den Gründen - berechtigt nicht zur Kürzung der Gebühren.

§ 5
Kündigung

(1) Die Kündigung des Betreuungsverhältnisses ist nur schriftlich mit ei-
ner Kündigungsfrist von zwei Wochen zum letzten Tag des Kalendermo-
nats zulässig. Die Frist bezieht sich auf den Eingang der Kündigung bei
der Samtgemeinde Hagen. Eine Abmeldung durch Kündigung des Kin-
dertagesstättenplatzes für Kinder, die im Anschluss an das Kindertages-
stättenjahr (01. August bis 31. Juli) in die Schule aufgenommen werden
sollen, ist nur zum 31. Juli (Ende des Kindertagesstättesjahres) möglich;
es sei denn, dass das Kind bereits zum 31. März fristgerecht abgemeldet
und der Kindertagesstättenplatz fristgerecht gekündigt worden ist.

(2) Bei einem beabsichtigten Wechsel der Einrichtung sind die Fristen
der Kündigung einzuhalten. Der § 2 der Benutzungsordnung ist zu beach-
ten.

§ 6
Erhebungszeitraum

(1) Erhebungszeitraum ist das Kindertagesstättenjahr. Die Berechnung
der individuellen Gebühr erfolgt zum 01. August (Beginn des Kinderta-
gesstättenjahres) für die Dauer der folgenden zwölf Monate nach Antrag
der Eltern.

(2) Das Kindertagesstättenjahr beginnt am 01. August eines Kalenderjah-
res und endet am 31. Juli des darauf folgenden Kalenderjahres.

§ 7
Veranlagung und Fälligkeit

(1) Die zu entrichtende Gebühr ist eine Jahresgebühr, die in zwölf glei-
chen Monatsteilbeträgen (Monatsgebühr) jeweils zum 1. Werktag des
laufenden Monats fällig wird. Die Gebührenpflicht besteht grundsätzlich
für die Zeit vom 01. August bis 31. Juli des folgenden Jahres (12 Monate).

(2) Für Kinder, die bis einschließlich dem 15. eines Monats in die Kinder-
tagesstätte aufgenommen werden, ist die volle Monatsgebühr und für
Kinder die danach aufgenommen werden, die halbe Monatsgebühr zu
entrichten.

(3) Die Berechnung der individuellen Jahres- und Monatsgebühr erfolgt
zum 01. August jeden Jahres für die Dauer der folgenden zwölf Monate
entsprechend dem von den Sorgeberechtigten gestellten Antrag auf der
Grundlage des aktuellsten Einkommensnachweises. Wird ein solcher An-
trag nicht gestellt, ist der Höchstbetrag zu zahlen. Die Festsetzung der in-
dividuellen Gebühr erfolgt frühestens ab dem 01. des Monats der Antrag-
stellung (Eingang bei der Samtgemeinde Hagen).

(4) Einkommen ist das steuerpflichtige Einkommen (nachzuweisen durch
den aktuellsten Lohn- oder Einkommenssteuerbescheid mindestens je-
doch den des Vorvorjahres) abzüglich der tatsächlich gezahlten Steuern
(Lohn- bzw. Einkommenssteuer und Kirchensteuer). Negative Einkünfte
werden dem zu versteuernden Einkommen zugerechnet.
Zum Einkommen zählen auch Unterhaltsleistungen, Unterhaltsersatzleis-
tungen, Arbeitslosengeld I und II, Renten und Wohngeld bzw. Lastenzu-
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schuss, Krankengeld, Mutterschaftsgeld, Elterngeld, Miet-, Pacht- und
Zinseinnahmen, Einnahmen aus geringfügiger Beschäftigung, Aufwands-
entschädigungen, Abfindungen etc. Nicht zum Einkommen zählt Kinder-
geld.

§ 8
Gebühr

(1) Die Höhe der Monatsteilbeträge (Monatsgebühr) bemisst sich nach
den in der Kindertageseinrichtung angebotenen Wochenbetreuungsstun-
den. Die Ermittlung der individuellen Gebühr erfolgt unter Berücksichti-
gung einer Freibetragsgrenze. Die Freibetragsgrenze bemisst sich in Ori-
entierung an die pauschalierten Regelleistungen zur Sicherung des Le-
bensunterhalts nach SGB II wie folgt:

Haushaltsvorstand 150 % RL
Ehe-/Lebenspartner/-in 100 % RL
Kind/sonstige Familienangehörigen  80 % RL

Dazu kommt noch das pauschalierte Wohngeld von Gemeinden in Miet-
stufe 2 - für die jeweils nächstgrößere Mieteinheit.

(2) 1. Der individuelle Teilbetrag der pro Betreuungswochenstunde für
den Bereich Kindergarten/Kinderspielkreis fällig wird, beträgt
bis zur Freibetragsgrenze nach Abs. 1 3,60 €
bis 10 % über dieser Freibetragsgrenze 4,00 €
bis 20 % über dieser Freibetragsgrenze 4,60 €
bis 30 % über dieser Freibetragsgrenze 5,20 €
ab 30 % über dieser Freibetragsgrenze 5,70 €

2. Die Höhe des Monatsbeitrags für die Ganztagsbetreuung wird für
Kinder, die sich im so genannten beitragsfreien dritten Kindergarten-
jahr befinden, pauschal auf 75,00 € festgesetzt. Die individuelle Ge-
bührenberechnung nach § 8 Abs. 1 und 2 Nr. 1 findet keine Anwen-
dung.

3. Der individuelle Teilbetrag der pro Betreuungswochenstunde für den
Bereich Krippen/Hort fällig wird, beträgt
bis zur Freibetragsgrenze nach Abs. 1 4,10 €
bis 10 % über dieser Freibetragsgrenze 4,60 €
bis 20 % über dieser Freibetragsgrenze 5,40 €
bis 30 % über dieser Freibetragsgrenze 6,10 €
ab 30 % über dieser Freibetragsgrenze 6,70 €

(3) Bei Inanspruchnahme der Öffnungszeiten, die nicht Betreuungszeiten
sind, ist eine Pauschale von 11,00 € monatlich fällig. Wenn der Gebüh-
renpflichtige nur die Vor- oder Nachlaufzeit (Sonderöffnungszeit) in An-
spruch nimmt, ist eine monatliche Gebühr von 8,25 € fällig. Bei einmali-
ger Inanspruchnahme einer Sonderöffnungszeit wird eine Gebühr von
1,50 € pro Sonderöffnungszeit fällig.

(4) Die Gebühr unterliegt der Beitreibung im Verwaltungszwangsverfahren. 

(5) Bei einem Gebührenrückstand von mehr als einem Monat kann die
Samtgemeinde das Kind von einem weiteren Besuch der Kindertagesstät-
te ausschließen.

§ 9
Geschwisterermäßigung

Das Entgelt ermäßigt sich bei gleichzeitigem Besuch mehrerer Kinder ei-
nes Entgeltpflichtigen in den Kindertagesstätten der Samtgemeinde Ha-
gen um 40 % für jedes weitere Kind. Bei einer Gebührenfreiheit für das
letzte Kindergartenjahr für angehende Schulkinder wird für das zweite
Geschwisterkind die volle Gebühr erhoben, so dass entsprechend ab dem
dritten Geschwisterkind eine Reduzierung der Gebühr um 40 % vorge-
nommen wird.

§ 10
Mitwirkungspflicht

Wenn sich die Einkommensverhältnisse während des Erhebungszeitrau-
mes (01. August bis 31. Juli des Folgejahres) um mehr als 15 % verän-
dert, ist dieses bei der Samtgemeinde Hagen anzuzeigen. Diese Ver-
pflichtung entfällt nur dann, wenn ohnehin eine Einstufung in die höchste
Beitragsstufe erfolgte bzw. wenn kein Antrag auf individuelle Gebühren-
berechnung gestellt wurde.

§ 11
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt zum 01. August 2012 in Kraft. 

Gleichzeitig tritt die Gebührensatzung der Samtgemeinde Hagen vom 28.
März 2011 außer Kraft.

Hagen, den 15. Mai 2012 Samtgemeinde Hagen
Puvogel

(L.S.) Samtgemeindebürgermeisterin

142.

HAUSHALTSSATZUNG
der Gemeinde Driftsethe, Landkreis Cuxhaven,

für das Haushaltsjahr 2012 

Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgeset-
zes (NKomVG) in der Fassung vom 13. Oktober 2011 (Nds. GVBl. Nr.
24/2011 S. 353) hat der Rat der Gemeinde Driftsethe in der Sitzung am
27. Februar 2012 folgende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2012
beschlossen:

§ 1

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2012 wird
1. im Ergebnishauhalt mit dem jeweiligen Gesamtbetrag
1.1 der ordentlichen Erträge auf 361.500,00 €
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 406.800,00 €
1.3 der außerordentlichen Erträge auf 0,00 €
1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf 0,00 €

2. im Finanzhaushalt mit dem jeweiligen Gesamtbetrag
2.1 der Einzahlungen aus lfd. Verwaltungstätigkeit 357.000,00 €
2.2 der Auszahlungen aus lfd. Verwaltungstätigkeit 397.800,00 €
2.3 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit 0,00 €
2.4 der Auszahlungen für Investitionstätigkeit 10.000,00 €
2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit 10.000,00 €
2.6 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit 12.700,00 €

Gesamtbetrag der Einzahlungen des Finanzhaushaltes 367.000,00 €
Gesamtbetrag der Auszahlungen des Finanzhaushaltes 420.500,00 €
festgesetzt.

§ 2

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen
und Investitionsförderungsmaßnahmen (Kreditermächtigung) wird auf
10.000,00 € festgesetzt.

§ 3

Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt.

§ 4

Der Höchstbetrag der Liquiditätskredite, die im Haushaltsjahr 2012 zur
rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in Anspruch genommen wer-
den dürfen, wird auf 113.300,00 € festgesetzt.

§ 5

Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haus-
haltsjahr 2012 wie folgt festgesetzt:
1. Grundsteuer
1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe 

(Grundsteuer A)     460 v. H.
1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B)     460 v. H.

2. Gewerbesteuer 380 v. H.

Driftsethe, den 27. Februar 2012 Gemeinde Driftsethe 
Schöne

(L.S.) Bürgermeister
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Die vorstehende Haushaltssatzung der Gemeinde Driftsethe für das Haus-
haltsjahr 2012 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Die nach den §§ 120 Abs. 2 und 122 Abs. 2 des Niedersächsischen Kom-
munalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17. Dezember 2010 (Nds.
GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Gesetz vom 03. April 2012 (Nds.
GVBl. S. 46), erforderliche Genehmigung ist durch den Landkreis Cux-
haven am 08. Mai 2012 unter dem Aktenzeichen 15 01 09.2 erteilt wor-
den.

Der Haushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG in der Zeit
vom 29. Mai 2012 bis 06. Juni 2012 während der Dienststunden zur Ein-
sichtnahme im Gemeindebüro in Driftsethe und im Rathaus der Samtge-
meinde Hagen öffentlich aus.

Driftsethe, den 24. Mai 2012 Gemeinde Driftsethe
Der Bürgermeister

Schöne

143.

HAUSHALTSSATZUNG
der Gemeinde Hagen, Landkreis Cuxhaven,

für das Haushaltsjahr 2012 

Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgeset-
zes (NKomVG) in der Fassung vom 13. Oktober 2011 (Nds. GVBl. Nr.
24/2011 S. 353) hat der Rat der Gemeinde Hagen in der Sitzung am 06.
März 2012 folgende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2012 be-
schlossen:

§ 1

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2012 wird
1. im Ergebnishauhalt mit dem jeweiligen Gesamtbetrag
1.1 der ordentlichen Erträge auf 3.182.700,00 €
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 3.021.200,00 €
1.3 der außerordentlichen Erträge auf 6.000,00 €
1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf 12.000,00 €

2. im Finanzhaushalt mit dem jeweiligen Gesamtbetrag
2.1 der Einzahlungen aus lfd. Verwaltungstätigkeit 3.088.700,00 €
2.2 der Auszahlungen aus lfd. Verwaltungstätigkeit 2.831.000,00 €
2.3 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit 200.000,00 €
2.4 der Auszahlungen für Investitionstätigkeit 556.300,00 €
2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit 356.300,00 €
2.6 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit 6.000,00 €

Gesamtbetrag der Einzahlungen des Finanzhaushaltes 3.645.000,00 €
Gesamtbetrag der Auszahlungen des Finanzhaushaltes 3.393.300,00 €
festgesetzt.

§ 2

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen
und Investitionsförderungsmaßnahmen (Kreditermächtigung) wird auf
356.300 € festgesetzt.

§ 3

Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt.

§ 4

Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2012 zur rechtzeitigen
Leistung von Auszahlungen in Anspruch genommen werden dürfen, wird
auf 514.700 € festgesetzt.

§ 5

Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haus-
haltsjahr 2012 wie folgt festgesetzt:

1. Grundsteuer
1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe 

(Grundsteuer A)     460 v. H.
1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B)     460 v. H.

2. Gewerbesteuer 380 v. H.

Hagen, den 08. März 2012 Gemeinde Hagen 
Mahler

(L.S.) Bürgermeister

Die vorstehende Haushaltssatzung der Gemeinde Hagen für das Haus-
haltsjahr 2012 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Die nach § 120 Abs. 2 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsge-
setzes (NKomVG) vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 03. April 2012 (Nds. GVBl. S. 46), erforderli-
che Genehmigung ist durch den Landkreis Cuxhaven am 10. Mai 2012
unter dem Aktenzeichen 15 01 09.3 erteilt worden.

Der Haushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG in der Zeit
vom 29. Mai 2012 bis 06. Juni 2012 während der Dienststunden zur Ein-
sichtnahme im Gemeindebüro in Hagen und im Rathaus der Samtgemein-
de Hagen öffentlich aus.

Hagen, den 24. Mai 2012 Gemeinde Hagen
Der Bürgermeister

Mahler

144.

HAUSHALTSSATZUNG
der Gemeinde Wulsbüttel, Landkreis Cuxhaven,

für das Haushaltsjahr 2012

Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgeset-
zes (NKomVG) in der Fassung vom 13. Oktober 2011 (Nds. GVBl. Nr.
24/2011 S. 353) hat der Rat der Gemeinde Wulsbüttel in der Sitzung am
22. März 2012 folgende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2012 be-
schlossen:

§ 1

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2012 wird
1. im Ergebnishauhalt mit dem jeweiligen Gesamtbetrag
1.1 der ordentlichen Erträge auf 1.457.900,00 €
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 1.620.500,00 €
1.3 der außerordentlichen Erträge auf 0,00 €
1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf 0,00 €

2. im Finanzhaushalt mit dem jeweiligen Gesamtbetrag
2.1 der Einzahlungen aus lfd. Verwaltungstätigkeit 1.357.900,00 €
2.2 der Auszahlungen aus lfd. Verwaltungstätigkeit 1.440.500,00 €
2.3 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit 0,00 €
2.4 der Auszahlungen für Investitionstätigkeit 37.500,00 €
2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit 37.500,00 €
2.6 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit 11.000,00 €

Gesamtbetrag der Einzahlungen des Finanzhaushaltes 1.395.400,00 €
Gesamtbetrag der Auszahlungen des Finanzhaushaltes 1.489.000,00 €
festgesetzt.

§ 2

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen
und Investitionsförderungsmaßnahmen (Kreditermächtigung) wird auf
37.500 € festgesetzt.

§ 3

Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt.
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§ 4

Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2012 Liquiditätskredite
zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in Anspruch genommen
werden dürfen, wird auf 226.300 € festgesetzt.

§ 5

Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haus-
haltsjahr 2012 wie folgt festgesetzt:
1. Grundsteuer
1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe 

(Grundsteuer A)     460 v. H.
1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B)     460 v. H.

2. Gewerbesteuer 380 v. H.

Wulsbüttel, den 26. März 2012 Gemeinde Wulsbüttel
Mahlstedt

(L.S.) Bürgermeister

Die vorstehende Haushaltssatzung der Gemeinde Wulsbüttel für das
Haushaltsjahr 2012 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Die nach § 120 Abs. 2 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsge-
setzes (NKomVG) vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 03. April 2012 (Nds. GVBl. S. 46), erforderli-
che Genehmigung ist durch den Landkreis Cuxhaven am 09. Mai 2012
unter dem Aktenzeichen 15 01 09.6 erteilt worden.

Der Haushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG in der Zeit
vom 29. Mai 2012 bis 06. Juni 2012 während der Dienststunden zur Ein-
sichtnahme im Gemeindebüro in Wulsbüttel und im Rathaus der Samtge-
meinde Hagen öffentlich aus.

Wulsbüttel, den 24. Mai 2012 Gemeinde Wulsbüttel
Der Bürgermeister

Mahlstedt

C. Bekanntmachungen sonstiger Körperschaften

145.

HAUSHALTSSATZUNG
des Wasserversorgungsverbandes Wesermünde-Süd
für das Wirtschaftsjahr 2012 vom 24. Januar 2012

Aufgrund des § 16 des Niedersächsischen Gesetzes über die kommunale
Zusammenarbeit (NKomZG vom 19. Februar 2004, Nds. GVBl. Nr. 5/
S. 63), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 13. Oktober 2011 (Nds.
GVBl. S. 353) sowie der Eigenbetriebsverordnung vom 27. Januar 2011
(Nds. GVBl S. 21) und § 13 der Verbandsordnung des Wasserversor-
gungsverbandes Wesermünde-Süd vom 14. Dezember 2005, zuletzt ge-
ändert durch die Zweite Änderungssatzung vom 12. Oktober 2011 hat die
Verbandsversammlung in der Sitzung am 24. Januar 2012 folgende Haus-
haltssatzung für das Wirtschaftsjahr 2012 beschlossen:

§ 1

Der Wirtschaftsplan für das Wirtschaftsjahr 2012 wird
im Erfolgsplan auf

Erträgen in Höhe von 2.760.000,00 €
Aufwendungen in Höhe von 2.760.000,00 €

im Vermögensplan auf
Einnahmen in Höhe von 1.410.000,00 €
Ausgaben in Höhe von 1.410.000,00 €

festgesetzt.
§ 2

Die Höhe der Kredite für Investitionen im Vermögensplan wird auf
1.100.000,00 € festgesetzt.

§ 3

Eine Verbandsumlage gemäß § 15 der Verbandsordnung wird nicht fest-
gesetzt.

§ 4

Der Höchstbetrag für Kassenkredite (Liquiditätskredite) im Wirtschafts-
jahr 2012 zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben wird auf 400.000,00 €
festgesetzt.

Bramstedt, den 24. Januar 2012 Wasserversorgungsverband
Wesermünde-Süd

Witt ig
Verbandsgeschäftsführer

Der vorstehende Wirtschaftsplan wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht.

Die erforderliche Genehmigung für die vorgesehene Kreditaufnahme ist
mit Schreiben vom 07. Mai 2012, Aktenz. 32.26/10302-2009 vom Nie-
dersächsischen Ministerium für Inneres und Sport erteilt worden.

Der Wirtschaftsplan liegt zur Einsichtnahme in der Geschäftsstelle des
Wasserversorgungsverbandes Wesermünde-Süd in 27628 Bramstedt, Am
Wasserwerk 3, in der Zeit vom 04. Juni 2012 bis 10. Juni 2012 öffentlich
aus.

Bramstedt, den 24. Mai 2012 Wasserversorgungsverband
Wesermünde-Süd

Der Verbandsgeschäftsführer
Witt ig
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